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1. Änderungssatzung 

S a t z u n g  

vom 28. Juni 2018 

zur Änderung der Satzung über die Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen für 
den Ausbau von Verkehrsanlagen 

(Ausbaubeitragssatzung wiederkehrende Beiträge) 
der Ortsgemeinde Lug vom 26. Juni 2015 

Der Gemeinderat hat auf Grund des § 24 der Gemeindeordnung (GemO) und der§§ 2 
Abs. 1, 7, 10 und 1 Oa des Kommunalabgabengesetzes (KAG) folgende Satzung 
beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird: 

§ 1 

A) § 7 
Eckgrundstücke und durchlaufende Grundstücke wird wie folgt neu eingefügt: 

(1) Grundstücke, die sowohl von einer nach§ 13 dieser Satzung verschonten 

Verkehrsanlage erschlossen sind als auch von einer oder mehreren weiteren 

Verkehrsanlage(n) der Abrechnungseinheit erschlossen sind, werden nur mit 50 % ihrer 

gewichteten Grundstücksfläche angesetzt. 

(2) Kommt für eine oder mehrere der Verkehrsanlagen nach Abs. 1 die Tiefenbegrenzung 

nach § 6 Abs. 2 dieser Satzung zur Anwendung, gilt die Regelung des Abs. 1 nur für die 

sich überschneidenden Grundstücksteile. 

Die weiteren Paragrafen verschieben sich dementsprechend. 

B) § 9 
Vorausleistungen war bisher§ 8 und erhält folgende Fassung: 

(1) Ab Beginn des Erhebungszeitraumes können von der Gemeinde Vorausleistungen auf 

wiederkehrende Beiträge erhoben werden. 

(2) Die Vorausleistungen werden nach der voraussichtlichen Beitragshöhe für das 

laufende Jahr bemessen. 
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C) § 12 

Veranlagung und Fälligkeit war bisher§ 11 und erhält folgende Fassung: 

(1 ) Die wiederkehrenden Beiträge und die Vorausleistungen darauf werden durch 

schriftlichen Bescheid festgesetzt und einen Monat nach Bekanntgabe des 

Beitragsbescheides fällig. Eine Aufteilung in Raten durch die Verwaltung ist zulässig. 

(2) Der Beitragsbescheid enthält: 

1. die Bezeichnung des Beitrages, 

2. den Namen des Beitragsschuldners, 

3. die Bezeichnung des Grundstückes, 

4. den zu zahlenden Betrag, 

5. die Berechnung des zu zahlenden Betrages unter Mitteilung der beitragsfähigen 

Kosten, des Gemeindeanteils und der Berechnungsgrundlagen nach dieser Satzung, 

6. die Festsetzung des Fälligkeitstermins, 

7. die Eröffnung, dass der Beitrag als öffentliche Last auf dem Grundstück ruht, und 

8. eine Rechtsbehelfsbelehrung. 

(2) Die Grundlagen für die Festsetzung wiederkehrender Beiträge können durch 

besonderen Bescheid (Feststellungsbescheid) festgestellt werden. 

§2 

Diese Satzung tritt zum 1. Januar 2018 in Kraft. 

Lug, den 28.06.2018 

. h1f {; 
HermaÄJ �ippberger 
Ortsbürgermeister 


